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EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
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BFS Bundesamt für Statistik
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EU Europäische Union
ZGB Zivilgesetzbuch
AuG Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer
ANAG Bundesgesetz über Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer
Opération
Papyrus

Regularisierung von mehreren hundert Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern im illegalen Aufenthalt durch den Kanton Genf. Die im
Februar 2017 gestartete Operation endete im Dezember 2018.

DFJP Département fédéral de justice et police
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFS Office fédéral de la statistique
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
UE Union européenne
CC Code civil
LEtr Loi fédérale sur les étrangers
LSEE Loi féderal sur le séjour et l’établissement des étrangers
Opération
Papyrus

Régularisation par le canton de Genève de plusieurs centaines de
personnes travailleuses en situation de séjour illégal. Lancée en février
2017, l'opération a pris fin en décembre 2018.
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Nach dem Ständerat überwies auch der Nationalrat praktisch diskussionslos eine
Motion Simmen (cvp, SO) für die rasche Ausarbeitung eines Migrationsgesetzes, das die
Grundlage darstellen soll für den Umgang mit Problemen, wie sie aus der weltweiten
Völkerwanderung auch für die Schweiz entstehen. Der Bundesrat, der im Ständerat
noch für Umwandlung in ein Postulat plädiert hatte, war nun bereit, die Motion
entgegenzunehmen. Gleichzeitig verabschiedete die grosse Kammer auch ein Postulat
ihrer staatspolitischen Kommission, welches Anhaltspunkte gibt für einen möglichen
Inhalt dieses Gesetzes. Danach müsste ein Migrationsgesetz die Zielsetzungen und
Grenzen der Einwanderungspolitik festhalten, eine umfassende Integrationspolitik
umschreiben, die Grundlage für die Förderung der Rückkehr ins Heimatland bilden und
einen Beitrag zur Beseitigung der Ursachen von Wanderungsbewegungen liefern. 1

MOTION
DATUM: 19.09.1993
MARIANNE BENTELI

Der NR überwies eine Motion Hasler (svp, AG), die eine bessere Information der
Migrationswilligen in den Herkunftsländern verlangte, als Postulat. Eine Motion Freund
(svp, AR), welche die Voraussetzungen für den Familiennachzug drastisch verschärfen
wollte, wurde auf Antrag des Bundesrates abgelehnt. Strengere Massnahmen gegen
Scheinehen forderte eine Motion Baumann (svp, TG), die von Garbani (sp, NE), Goll (sp,
ZH) und Vermot(sp, BE) bekämpft und deshalb im Nationalrat noch nicht behandelt
wurde. 2

MOTION
DATUM: 19.03.1999
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin Bühlmann (gp, LU) machte mit einer Motion und einer Interpellation auf
das Problem des Menschenhandels aufmerksam, welches sich vor allem im Milieu der
sogenannten „Cabarettänzerinnen“ stellt. Da die Opfer aus Angst vor Wegweisung und
Repressalien in ihrem Heimatland oftmals von einer Strafanzeige absehen, verlangte
Bühlmann, beim geringsten Verdacht auf Menschenhandel sei die
Aufenthaltsbewilligung automatisch um drei Monate zu verlängern. Der Bundesrat
erklärte, es gebe bereits in der geltenden Gesetzgebung genügend Instrumente, um die
Betroffenen angemessen zu schützen. Auf seinen Antrag wurde der Vorstoss nur in
Postulatsform überwiesen. 3

MOTION
DATUM: 20.04.1999
MARIANNE BENTELI

1997, als das Doppeljubiläum „150 Jahre Bundesstaat“ und „50 Jahre UNO-
Menschenrechte“ bevorstand, hatte sich der Nationalrat grosszügig gezeigt. 111
Parlamentarierinnen und Parlamentarier unterzeichneten damals eine Motion
Fankhauser (sp, BL), die analog zur Praxis in den Nachbarländern Frankreich und Italien
eine Amnestie für „Papierlose“ verlangte, deren effektive Zahl im Dunkeln liegt.
Fankhauser dachte dabei vor allem an Saisonniers, die nach Ablauf ihrer
neunmonatigen Bewilligung nicht in die Heimat zurückkehren, an die „versteckten“
Familienangehörigen von Saisonniers sowie an eine weitere Anzahl von Personen, die
aus verschiedenen Gründen ihre Aufenthaltserlaubnis verloren haben. Dieser Vorstoss
verstand sich auch als Beitrag zur Bekämpfung der Schwarzarbeit. Der Bundesrat
beantragte, die Motion in ein Postulat umzuwandeln, da zwei unterschiedliche Anliegen
(Straferlass und aufenthaltsrechtliche Regelung) vermengt würden; letztere könnte nur
durch eine Revision des Anag oder durch einen befristeten Bundesbeschluss umgesetzt
werden. Der Zürcher SVP-Abgeordnete Fehr wollte auch das Postulat ablehnen, da
damit Unrecht zu Recht erklärt würde, unterlag aber mit 66 zu 40 Stimmen; zustimmen
mochten dem Postulat neben dem links-grünen Lager nur noch ein Dutzend Mitglieder
der CVP, einige welsche Liberale und Freisinnige, sowie – als einziger Deutschschweizer
seiner Partei – FDP-Präsident Steinegger (UR). 4

MOTION
DATUM: 20.04.1999
MARIANNE BENTELI
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Bundesrat Kollerunterstützte diese Argumente voll und ganz. Er war deshalb bereit, eine
Motion der staatspolitischen Kommission entgegen zu nehmen, welche die wichtigsten
Grundsätze der künftigen Ausländerpolitik auflistet. Die Begrenzung der ständigen
ausländischen Wohnbevölkerung soll nach wie vor ein Ziel sein, allerdings unter
Beachtung der völkerrechtlichen Verpflichtungen, der wirtschaftlichen Bedürfnisse und
der humanitären Tradition. Das Saisonnierstatut ist gemäss Ständerat durch eine
Kurzaufenthaltsbewilligung zu ersetzen, und die Rekrutierung von Arbeitskräften soll
nicht mehr nach dem rassismusverdächtigen Drei-Kreise-Modell, sondern nach einem
dualen System (EU/Efta-Staaten gegen den „Rest der Welt“) erfolgen. Zudem soll die
Integration der ansässigen Bevölkerung verstärkt und gegen Missbräuche
konsequenter vorgegangen werden. Die Motion wurde mit 31 zu 5 Stimmen überwiesen.
Lediglich als Postulat angenommen – und zwar mit 20 zu 9 Stimmen – wurde eine
Motion Reimann (svp, AG), welche in vielen Teilen mit der Kommissionsmotion identisch
war, generell aber eine weitere Verschärfung verlangte; so sollte etwa der
Familiennachzug auf ein völkerrechtlich zulässiges Minimum beschränkt werden.
Ständerat Aeby (sp, FR) hatte eine weitere Motion eingereicht, welche die Missbräuche
auch auf Arbeitgeberseite (Schwarzarbeit) bekämpfen wollte und die erleichterte
Einbürgerungen von jungen Ausländerinnen und Ausländern der zweiten und dritten
Generation forderte. Angesichts des Widerstandes im Rat zog er seine Motion zurück.
Der Nationalrat befand, so kurz vor dem Abschluss der Vorarbeiten zur Totalrevision
des Anag sei es nicht mehr angezeigt, dem Bundesrat einen verbindlichen Auftrag zu
erteilen, weshalb er die ständerätliche Motion nur in Postulatsform überwies. 5

MOTION
DATUM: 07.10.1999
MARIANNE BENTELI

Die konsequente Haltung des Bundesrates fand im Parlament nicht nur Zustimmung. Im
Ständerat lösten zwei Vorstösse des Freiburger FDP-Abgeordneten Cornu eine längere
Debatte aus. Mit einer Motion verlangte er ein jährliches Sonderkontingent von 10 000
Arbeitsbewilligungen für die High-Tech-Industrie, um so die Wettbewerbsfähigkeit der
Schweizer Spitzentechnologie sicherzustellen. In einer gleichzeitig behandelten
dringlichen Interpellation verwies er auf die Schwierigkeiten der Landwirtschaft,
genügend billige Arbeitskräfte aus dem EWR-Raum zu rekrutieren. Die von Nationalrat
und Tabakproduzent Fattebert (svp, VD) öffentlich zugegebene Beschäftigung von
polnischen Schwarzarbeitern wollte er zwar nicht entschuldigen, lastete die illegale
Beschäftigung aber weniger den Landwirten als vielmehr der starren Haltung des
Bundesrates an. Unterstützung fand Cornu nicht nur bei seiner Partei, sondern auch
bei den beiden SP-Abgeordneten Brunner (GE) und Studer (NE); letzterer meinte, in der
Ausländerpolitik sei nicht mehr Ideologie, sondern Pragmatismus gefragt. Bundesrätin
Metzler stellte sich gegen jede Lockerung. Der Bund könne nicht über die Kantone
hinweg 10 000 Spitzenkräfte in einer einzigen Branche zulassen; schon jetzt müsse er
nämlich dafür sorgen, dass traditionelle Firmen genügend Fachleute erhielten. Was die
Landwirtschaft betrifft, reichte Metzler den „schwarzen Peter“ an die Bauern weiter,
die sich in den letzten Jahren aus unerfindlichen Gründen geweigert hätten,
Landarbeiter aus Portugal einzustellen. Die Motion wurde mit 13 zu 11 Stimmen nur
knapp abgelehnt. 6

MOTION
DATUM: 20.06.2001
MARIANNE BENTELI

In der Wintersession führten zahlreiche Motionen und Interpellationen im Parlament zu
einer breiten Papierlosen-Debatte. Der Bundesrat bekräftigte erneut seine Haltung und
sprach sich gegen die von links-grüner Seite verlangten Sofortmassnahmen
(Generalamnestie, Schaffung besonderer Kontingente, weichere Kriterien für Härtfälle,
Wegweisungs-Moratorium, Einberufung eines Runden Tisches) aus. Als Bedingung für
die mögliche Erteilung von Härtfallbewilligungen nannte er die Aufenthaltsdauer, die
Einschulung der Kinder, den Stand der Integration in Gesellschaft und Arbeit, die
Rückkehrmöglichkeiten sowie die Umstände, die zum illegalen Aufenthalt geführt
haben. Mit seiner Haltung fand er die Unterstützung der bürgerlichen Parteien, die
eine Pauschallösung als Anreiz für die illegale Einwanderung bezeichneten. Allerdings
zeigte sich in beiden Kammern eine etwas unterschiedliche Sicht, je nachdem ob die
bürgerlichen Abgeordneten aus der in der Einwanderungspolitik streng
gesetzeskonformen Deutschschweiz oder der eher liberalen Romandie kamen.
Gutgeheissen wurden – auf Anstoss oder mit Unterstützung der CVP – lediglich einige
Postulate unverbindlichen Inhalts (Überprüfung der Situation von Jugendlichen in
Ausbildung, Konkretisierung der Härtefallklausel und deren Anwendung auch auf den
Asylbereich). Rund 6000 Personen demonstrierten Ende November in Bern für die
Anliegen der Papierlosen. Die neue Härtefall-Richtlinien im Sinn des BR traten auf dem
1.1.2002 in Kraft. 
Weitere Geschäftsnummern: 01.3623; 01.3592; 01.3480; 01.3476; 01.3473; 01.3149;

MOTION
DATUM: 29.12.2001
MARIANNE BENTELI
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01.3447; 01.3442; 01.3432; 013587; 013586 7

Der Nationalrat lehnte eine Motion Laubacher (svp, LU) ab, welche eine Kürzung der
Aufwendungen für die Ausländerintegration verlangt hatte. Bundesrat Blocher wies
darauf hin, dass wegen der beiden Entlastungsprogramme die Mittel für die Förderung
der Integration nicht im ursprünglich vorgesehenen Masse aufgestockt werden konnten.
Er kündigte jedoch konkrete Projekte an, um die in grossem Mass von der Sozialhilfe
abhängigen anerkannten Flüchtlinge besser in die Arbeitswelt zu integrieren. 8

MOTION
DATUM: 13.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Ausgehend von einem Bericht des BFS, wonach in der Schweiz bei Eheschliessungen in
fast 50% der Fälle mindestens ein Partner oder eine Partnerin eine ausländische
Staatsangehörigkeit hat, forderte Nationalrätin Haller (svp, BE) den Bundesrat mit einer
Motion auf, dafür zu sorgen, dass im Rahmen der Visumserteilung, des
Familiennachzugs und des Ehevorbereitungsverfahrens allen ausländischen Personen,
die ihren ehelichen Wohnsitz in der Schweiz haben werden, schriftliche Informationen
über zentrale schweizerische Rechtsvorschriften in einer für die Betroffenen
verständlichen Sprache zur Verfügung gestellt werden. Neben dem Eherecht sei
insbesondere auch über die Gleichstellung von Frau und Mann, über die Rechte der
Kinder sowie über weitere Grundrechte und -pflichten zu informieren. Ferner soll auf
die Strafbarkeit von Tatbeständen wie häusliche Gewalt, Zwangsheirat usw. sowie auf
geeignete Beratungsstellen hingewiesen werden. Da im neuen Ausländergesetz (AuG)
die Integration als vordringliche Querschnittsaufgabe der Behörden auf allen Stufen
verankert ist, war der Bundesrat bereit, die Motion entgegenzunehmen, worauf diese
vom Nationalrat diskussionslos angenommen wurde. 9

MOTION
DATUM: 22.06.2007
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag der SVP-Fraktion behandelte das Parlament im Rahmen von Sondersitzungen
zahlreiche Vorstösse zur Ausländer-, Asyl- und Einbürgerungspolitik. Die meisten vom
Nationalrat überwiesenen Motionen wurden vom Ständerat abgelehnt. In beiden
Kammern auf Zustimmung stiess eine Motion Maire (sp, NE), die den Bundesrat
beauftragt, eine Integrationsplattform zu schaffen. Diese soll die Vertreterinnen und
Vertreter von Bund, Kantonen, Gemeinden und betroffenen Institutionen
zusammenbringen. Ebenfalls überwiesen wurden zwei Motionen Tschümperlin (sp, SZ).
Die eine fordert ein bedarfsgerechtes Angebot von Sprachkursen, die andere verlangt
eine wirksame Hilfe für die Betroffenen bei Zwangsheirat. Sie beauftragt den Bundesrat
nach einer umfassenden Abklärung weiterführende Massnahmen zur Bekämpfung von
Zwangsehen zu ergreifen, welche eine effektive Hilfe der betroffenen Personen vor Ort
gewährleisten. Weiter sprachen sich auch beide Kammern für eine Motion Müller (fdp,
AG) zur Verlängerung der Empfangsstellenhaft aus. Das Bundesamt für Migration kann
eine spezielle Ausschaffungshaft verfügen, wenn der Wegweisungsentscheid in einer
Empfangsstelle eröffnet wird und der Vollzug der Wegweisung absehbar ist. Nach
geltendem Recht darf die Haft höchstens 20 Tage dauern, dies genügt in der Praxis in
den wenigsten Fällen. Ausserdem überwies der Nationalrat eine weitere Motion Müller
(fdp, AG) zum Aufenthaltsstatus eines Ausländers nach Nichtigerklärung des
Bürgerrechts. Der Vorstoss wollte eine vom Bundesgericht aufgezeigte Gesetzeslücke
schliessen und festlegen, dass die Einbürgerung künftig jede ausländerrechtliche
Bewilligung erlöschen lässt. Der Ständerat änderte die Motion dahingehend ab, dass der
Bundesrat bei der Schliessung der Gesetzeslücke die geltenden
Zuständigkeitsregelungen zwischen Bund und Kantonen zu berücksichtigen habe. Der
Nationalrat stimmte dem modifizierten Vorstoss in der Wintersession ebenfalls zu.
Schliesslich hiess die Grosse Kammer ein Postulat Bischof (cvp, SO) gut, welches den
Bundesrat dazu anhält, einen Bericht über die Steuerung der Zuwanderung aus der EU
und aus Drittstaaten sowie über die ins Auge gefassten Massnahmen vorzulegen. 10

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Ebenfalls im Rahmen der Sondersession zur Ausländerpolitik hiess der Nationalrat eine
Motion Barthassat (cvp, GE) knapp mit 93 zu 85 Stimmen gut. Der Vorstoss beauftragt
den Bundesrat, Jugendlichen ohne gesetzlichen Status, die ihre Schulbildung in der
Schweiz absolviert haben, den Zugang zu einer Berufslehre zu ermöglichen. Die
Regierung hatte die Ablehnung der Motion beantragt. Justizministerin Widmer-
Schlumpf begründete diese Haltung damit, dass die Kantone die Möglichkeit hätten, in
Härtefällen den Status von Sans Papiers zu regeln. In der Presse wurde vermutet dass
der Erfolg des Vorstosses auf das intensive Lobbying von FDP-Nationalrat Peter Malama

MOTION
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN
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bei FDP- und CVP-Parlamentariern zurückzuführen sei.
Entgegen dem Antrag seiner vorberatenden Kommission überwies auch der Ständerat
die Motion in der Herbstsession mit 23 zu 20 Stimmen. Christine Egerszegi (fdp, AG)
betonte als Sprecherin der Kommission, das Problem des fehlenden Status würde durch
die Lehre nicht gelöst, sondern nur um ein paar Jahre hinausgeschoben. Die
Ratsmehrheit liess sich von diesem Argument jedoch nicht überzeugen und war der
Ansicht, die Berufsbildung, die mit Erwerbstätigkeit verbunden sei, solle nicht anders
behandelt werden, als die Bildung in weiterführenden Schulen. Letztere ist Personen
unabhängig von ihrem ausländerrechtlichen Status zugänglich. Eine in die gleiche
Richtung zielende Standesinitiative des Kantons Neuenburg sowie eine vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Hodgers (gp, GE) zur Einhaltung der Kinderrechtskonvention bei
Kindern ohne Rechtsstatus lehnte die Kleine Kammer dagegen ab. 11

Die Gewährung einer Aufenthaltsbewilligung für Hochschulabsolventinnen und
-absolventen, die sechs Monate über den Studienabschluss hinausreicht, wurde auch
mit einer Motion der FDP-Liberale-Fraktion gefordert. Der Nationalrat hatte sie in der
Frühjahrssession mit 128 zu 56 Stimmen gutgeheissen. Der Ständerat lehnte sie in der
Herbstsession ab, weil das Anliegen mit der parlamentarischen Initiative Neirynck (cvp,
VD) bereits umgesetzt worden sei. 12

MOTION
DATUM: 23.09.2010
ANDREA MOSIMANN

Im Rahmen der Sondersession des Nationalrates im April wurde eine Motion Brändli
(svp, GR) diskutiert, mit welcher Mittel zur Eindämmung der grossen Zuwanderung der
letzten Jahre und Möglichkeiten zur Stabilisierung derselben auf geringerem Niveau
aufgezeigt werden sollen. Der Motionär begründete sein Begehren mit Belastungen,
welche die Zuwanderung verursachten; so strapaziere diese die Sozialwerke, die
Infrastruktur und das Bildungswesen und fördere die Zersiedlung. Im Ständerat wurde
die Motion im Dezember 2010 mit einer Stimme Differenz knapp angenommen. Im
Nationalrat standen sich bei der Behandlung zwei Anträge gegenüber: Der
Mehrheitsantrag der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats (SPK-NR) warb für
die Annahme der Motion, während eine Minderheit Tschümperlin (sp, SZ) deren
Ablehnung forderte. Die zuständige Bundesrätin Sommaruga empfahl ebenfalls die
Ablehnung der Motion, da die bestehenden Instrumente zur Eindämmung der
Zuwanderung, wie beispielsweise die flankierenden Massnahmen oder die Ventilklausel,
bei einer effektiveren Nutzung ausreichend seien. Der Bundesrat habe erkannt, dass
dieser Spielraum besser ausgenutzt werden müsse und in Erfüllung diverser anderer
Vorstösse würden gegenwärtig Berichte erstellt, welche Massnahmen zur
Effektivitätssteigerung darlegen sollen. Die Bundesrätin fand in der grossen Kammer
aber kein Gehör und die Motion wurde mit einer rechtsbürgerlichen Mehrheit von 96 zu
59 Stimmen überwiesen. 13

MOTION
DATUM: 13.04.2011
ANITA KÄPPELI

Die Ende des Vorjahres eingereichte Motion Tschümperlin (sp, SZ) mit der Forderung
nach Berücksichtigung der Integration von Kindern bei Härtefallprüfungen kam im
Juni in der grossen Kammer zur Erstbehandlung. Der Motionär begründete sein
Anliegen damit, dass die Situation von Kindern bei Härtefällen nicht beachtet würde
und der Entscheid von den Behörden oftmals ausschliesslich aufgrund der Integration
der Eltern gefällt werde. Störend und nach Ansicht des Motionärs gegen das durch die
UNO-Kinderrechtskonvention geschützte Kinderwohl verstossend sei dies besonders in
Fällen, wo Kinder und Jugendliche seit Jahren in der Schweiz sind, hier die Schulen
absolviert haben und über einen hohen Integrationsgrad verfügen. Im Nationalrat
stimmte die SVP geschlossen gegen das Anliegen. Zusammen mit marginaler
Unterstützung von FDP- und CVP-Parlamentariern kam die Opposition aber nur auf 63
Stimmen und die Motion wurde mit 113 Stimmen an den Ständerat überwiesen, wo sie
im Herbst zur Diskussion stand. Die vorberatende Staatspolitische Kommission empfahl
den Ständevertretern mit 8 zu 1 Stimme, die Motion anzunehmen.
Kommissionssprecher Schwaller (cvp, FR) unterstrich die Notwendigkeit des Begehrens
damit, dass – obwohl das Bundesamt für Migration den Kantonen bereits empfehle, die
Kindesintegration bei Härtefällen ebenfalls zu berücksichtigen – dies noch nicht
schweizweite Praxis sei. Der Ständerat folgte seiner Kommission und überwies die
Motion an den Bundesrat. 14

MOTION
DATUM: 16.12.2011
ANITA KÄPPELI
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La motion de la CSSS-CN est une réponse à deux événements: l'opération Papyrus dans
le canton de Genève et l'initiative parlementaire Giezendanner (16.467). Les deux ayant
remis au centre des débats la complexité de la thématique des sans-papiers, la
commission souhaite s'y atteler une bonne fois pour toute, en demandant une
législation cohérente sur les sans-papiers. Il s'agirait de supprimer l'obligation de
s'assurer pour les sans-papiers, tout en assurant un service de l'Etat en cas de
problèmes de santé, de punir plus sévèrement les personnes employant des travailleurs
et travailleuses sans statut légal, de mieux échanger les informations entre services
étatiques et enfin de préciser les critères de régularisation du séjour, appelée «cas de
rigueur». Une minorité féminine socialiste, verte et démocrate-chrétienne de la
commission propose de rejeter la motion. Le Conseil fédéral s'est prononcé en
défaveur de l'objet. La CIP-CN, à 12 voix contre 12 et une abstention, avec la voix
prépondérante de son président, a également recommandé de rejeter la motion, par
crainte de répercussions imprévisibles sur les finances des cantons et des communes.
C'est pour cette raison que la CIP-CN a lancé son postulat «Pour un examen global de la
problématique des sans-papiers». La motion a donc été retirée le 18 mai 2018. 15

MOTION
DATUM: 18.05.2018
SOPHIE GUIGNARD

Alarmé par l'opération papyrus de Genève, le groupe UDC, représenté par la députée
Amaudruz a lancé sa motion «autorisations de séjour accordées aux clandestins. La
pratique genevoise doit être suspendue». L'article 30 de la LEtr, qui permet de
déroger aux conditions d'admission, notamment dans des cas individuels d'extrême
gravité ou de risque d'exploitation dans l'exercice d'une activité lucrative, a selon
l'Union du Centre été interprété de manière trop libérale par les autorités genevoises.
Elle demande donc la suspension immédiate du projet papyrus et que cette pratique ne
soit pas appliquée dans d'autres cantons, au moins jusqu'à ce que le Parlement
examine l'initiative parlementaire «la clandestinité n'est pas un cas de rigueur», sur la
même thématique. 
La conseillère fédérale Sommaruga a défendu le projet papyrus, soulignant qu'il a
permis de régulariser près de 500 enfants et a eu pour conséquence une augmentation
des inscriptions et donc des cotisations aux assurances sociales. Elle a en outre rappelé
que le projet était limité à la fin de l'année 2018 et qu'il était de surcroît impossible
pour le Conseil fédéral d'interrompre un projet cantonal. Les députées et députés ont
penché de son côté, puisque la motion a été rejetée par tous les partis (125 voix, deux
abstentions PLR). Les 62 voix UDC n'ont pas été suffisantes. 16

MOTION
DATUM: 20.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Familienpolitik

Die im Februar 2020 von der RK-NR eingereichte Motion «Kinder- und
Minderjährigenehen nicht tolerieren» forderte vom Bundesrat, das ZGB dahingehend
anzupassen, dass eine Eheschliessung für ungültig erklärt wird, wenn «zur Zeit der
Eheschliessung einer der Ehegatten minderjährig war». Zwar gelte in der Schweiz seit
1996 ohne «Wenn und Aber 18 als das Ehefähigkeitsalter», mit der von der RK-NR
vorgesehenen Änderung soll zusätzlich das gesetzliche Mindestalter auch auf
ausländische Minderjährigenehen angewendet werden können, wie dies neu auch in
Deutschland und den Niederlanden gehandhabt werde.
Wie zudem die Kommission per Medienmitteilung kommunizierte, gab sie zeitgleich
einer im Dezember 2018 eingereichten parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH)
(18.467) Folge, welche dieselben Absichten verfolgte. Mit ihrer Motion wolle die
Kommission zusätzlich den Druck auf den Bundesrat erhöhen, damit dieser
entsprechende Regelungen bereits bei der laufenden Revision des ZGB
berücksichtigte.
Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme im Mai die Ablehnung der Motion:
Mit dem Bericht in Erfüllung des Postulats Arslan (16.3897) habe man bereits
Handlungsbedarf erkannt und das EJPD damit beauftragt, bis Ende Jahr eine
«Vernehmlassungsvorlage im Sinne des darin skizzierten Lösungsvorschlags
auszuarbeiten». Ferner ging die Motion dem Bundesrat zu weit, da bei deren Annahme
rückwirkend zahlreiche, bereits jahrelang bestehende Ehen für ungültig erklärt werden
müssten, bei denen zum Zeitpunkt des Eheschlusses ein Ehegatte minderjährig war. 
In der nationalrätlichen Debatte zur Motion während der Sommersession 2020 führte
Justizministerin Keller-Sutter aus, die allfälligen Ungültigkeitserklärungen hätten auch
erbrechtliche Konsequenzen zur Folge, die man vermeiden wolle. Der Bundesrat sah
deshalb vor, dass Ehen, bei denen die Beteiligten zwar bei Eheschluss minderjährig
waren, unterdessen aber erwachsen seien, in Einzelfällen geheilt und damit für gültig
erklärt werden können. Trotz diesen Einwänden und der angekündigten

MOTION
DATUM: 02.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Vernehmlassungsvorlage wurde die Motion im Nationalrat mit grosser Mehrheit (150 zu
4 Stimmen bei 6 Enthaltungen) angenommen. 17

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Im Dezember reichte Nationalrat Wehrli (cvp, SZ) eine Motion ein, die forderte, dass
sich die Gleichstellungsbüros künftig schwerpunktmässig der besseren Integration
ausländischer Frauen widmen sollen, weil die Gleichstellung für die Schweizer Frauen
weitgehend erfüllt sei. Dies löste Protest von linken und grüne Parlamentarierinnen aus.
Sie erachteten die Integrationsförderung zwar als wichtig, wehrten sich aber dagegen,
diese auf Kosten der übrigen Gleichstellungsarbeit auszubauen. Für sie ist die Schweiz
von einer Chancengleichheit zwischen Frauen und Männern noch weit entfernt. 18

MOTION
DATUM: 14.12.2006
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Wehrli (cvp, SZ) die Tätigkeit des Eidg. Büros für
Gleichstellungsfragen sowie der Gleichstellungsbeauftragten in den Departementen
und Ämtern neu orientieren und in den Dienst der Ausländerintegration stellen. Der
Bundesrat widersprach dem vehement. Die Integration der Ausländerinnen und
Ausländer sei eine Querschnittaufgabe von Bund, Kantonen und Gemeinden, welche
nicht primär frauenspezifischen Charakter habe. Dennoch wurde die Motion, wenn
auch nur sehr knapp mit 77 zu 72 Stimmen angenommen, dann allerdings vom Ständerat
klar mit 24 zu 8 Stimmen abgelehnt. 19

MOTION
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI
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